
A. Bekanntmachungen des Landkreises 
 

1 
Satzung 

über die Erhebung von Gebühren  
für die Benutzung des Rettungsdienstes  

im Landkreis Osnabrück 
 
 
Aufgrund des § 10 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. 
GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-zes 
vom 21.06.2023 (Nds. GVBl. S. 111), §§ 1,2 und 5 des Nieder-
sächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fas-
sung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 
589), und § 16 des Niedersächsischen Rettungsdienstgeset-
zes (NRettDG) in der Fassung vom 02.10.2007 (Nds. GVBl. 
S. 473), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.06.2022 (Nds. 
GVBl. S. 403) hat der Kreistag des Landkreises Osnabrück in 
seiner Sitzung am 11.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1  
Aufgabenträger und Anwendungsbereich 

 
(1) Der Landkreis Osnabrück ist gem. § 3 Abs. 1 NRettDG  

Träger des Rettungsdienstes. Der Landkreis Osnabrück 
betreibt den Rettungsdienst als öffentliche Einrichtung, für 

dessen Inanspruchnahme Gebühren nach dieser Satzung 
zur Deckung der Kosten erhoben werden. 

 
(2) Solange und soweit zwischen dem Landkreis Osnabrück  

als Träger des Rettungsdienstes und den Kostenträgern 
der gesetzlichen Kranken- und Unfallversicherung eine 
wirksame Entgeltvereinbarung i.S.d. § 15 NRettDG be-
steht, werden Einsätze für deren Mitglieder nicht nach die-
ser Satzung, sondern nach Maßgabe der Entgeltvereinba-
rung mit den Kostenträgern abgerechnet.  

 
 

§ 2  
Abrechnung der Gebühren  

 
(1) Die Gebühren werden durch Gebührenbescheid festge- 

setzt. 
 
(2) Die Ermittlung der Berechnungsgrundlagen, die Gebüh- 

renberechnung, die Ausfertigung und Versendung der Ge-
bührenbescheide sowie die Entgegennahme der zu ent-
richtenden Gebühren werden gem. § 16 NRettDG i.V.m § 
12 Abs. 1 NKAG durch den DRK-Rettungsdienst und 
Krankentransport im Landkreis Osnabrück e.V. vorgenom-
men. Die Gebührenbescheide ergehen im Namen und im 
Auftrag des Landkreises Osnabrück. 

 
§ 3 

Gebührenmaßstab und Gebührensätze 

A.     Bekanntmachungen des Landkreises 
001   Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung des Rettungs- 
        dienstes im Landkreis Osnabrück                                                                                     1 
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0 
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Amtsblatt 
für den Landkreis Osnabrück



(1) Der Landkreis Osnabrück erhebt für Leistungen nach § 2  
NRettDG folgende Gebühren: 

 
     a.   Notfalleinsatz (Notfallrettung): 
           Das Mindestentgelt beträgt:                            426,00 € 
           Für jeden Beförderungskilometer zusätzlich:      6,00 € 
 
     b.   Qualifizierter Krankentransport:                                
           Das Mindestentgelt beträgt:                             199,00 € 
           Für jeden Beförderungskilometer zusätzlich:     4,00 € 
 
     c.   Notfalltransport nicht disponibel (NKTW): 
           Das Mindestentgelt beträgt:                             306,00 € 
           Für jeden Beförderungskilometer zusätzlich:      4,50 €
            
     d.   Notarzteinsatzfahrzeug:                                              
           Für den Einsatz des Notarzteinsatzfahrzeuges wird ei- 

ne Pauschale in Höhe von 441,00 € (ohne Entgelt für 
den Notarzt) berechnet.  

 
     e.   Notarzt 
           Für den Einsatz des Notarztes wird für die Versorgung  

eines Verletzten oder Erkrankten eine Pauschale von 
296,00 € berechnet.  

 
     f.    Sachtransporte 
           Für den Transport von Arzneimitteln, Blutkonserven,  

Organen und ähnlichen Gütern nach § 2 Abs. 2 S. 2. 
NRettDG werden 50% des Entgelts für einen entspre-
chenden qualifizierten Krankentransporteinsatz nach § 
3 Abs. 1 Buchstabe b berechnet.  

 
     g.   Sanitätsdienste 
           Nicht Gegenstand dieser Gebührensatzung sind Hilfe- 

leistungen durch die Sanitätsdienste bei Veranstaltun-
gen, bei denen der Veranstalter den Sanitätsdienst be-
reitstellt oder bereitzustellen hat. 

 
     h.   Begleitpersonen 
           Die Mitfahrt von Begleitpersonen ist kostenfrei.  
 

Die unter f. genannten Leistungen werden nicht nach dem 
bundeseinheitlichen Positionsnummernverzeichnis ver-
schlüsselt und nicht mit den Kostenträgern, sondern mit 
der jeweils anfordernden Stelle abgerechnet.  

 
 
(2) Werden im Einsatz gleichzeitig mehrere Patienten ver- 

sorgt bzw. transportiert, so fallen die in Absatz 1 genann-
ten Gebühren für jeden Patienten gesondert an.  

 
 

§ 4  
Entstehung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die sachliche Gebührenpflicht entsteht mit Inanspruch- 

nahme einer Leistung des Rettungsdienstes im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 NRettDG. Eine Inanspruchnahme des Ret-
tungsdienstes liegt auch dann vor, wenn die Rettungskräf-
te am Einsatzort eine medizinische Hilfeleistung erbrin-
gen, ein anschließender Transport aber nicht erfolgt. Nicht 
jedoch bei Einsätzen ohne jede medizinische Hilfeleistung 
am Einsatzort und Todesfeststellungen ohne vorherige 
medizinische Hilfeleistung. 

 
(2) Im Falle einer missbräuchlichen Alarmierung entsteht die  

sachliche Gebührenpflicht bereits mit Beginn des Einsat-
zes nach Anordnung durch die Rettungsleitstelle des 
Landkreises Osnabrück.  

(3) Die Rettungsleitstelle bestimmt die Einsatzart und das ein- 
zusetzende Rettungsmittel. Die Anordnung der Rettungs-
leitstelle ist für die Festsetzung der zu erhebenden Ge-
bühr maßgebend. 

 
(4) Die persönliche Gebührenpflicht entsteht mit der Bekannt- 

gabe des Gebührenbeschei-des. 
 
 

§ 5 
Gebührenpflichtiger 

 
(1) Gebührenpflichtiger ist, wer eine Leistung des Rettungs- 

dienstes im Sinne des § 2 Abs. 2 NRettDG in Anspruch 
nimmt. 

 
(2) Bei einer Rettungsmittelanforderung im Falle der berech- 

tigten Geschäftsführung ohne Auftrag ist Gebührenpflichti-
ger der Geschäftsherr. 

 
(3) Bei missbräuchlicher Alarmierung ist jene Person, die den  

Rettungsdienst missbräuchlich alarmiert, Gebührenpflich-
tiger. 

 
 

§ 6 
Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Gebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebüh-
renbescheids fällig.  
 
 

§ 7  
Inkrafttreten, Gültigkeit 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Ge- 

bühren für die Benutzung des Rettungsdienstes im Land-
kreis Osnabrück vom 19.12.2022 außer Kraft. 

 
 
Osnabrück, den 11.12.2023 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Kebschull 
Landrätin 
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Bekanntmachung 
Erlaubnisverfahren öffentliche Trinkwasserversorgung 

in der Stadt Melle 
Antragstellerin: Wasserwerk der Stadt Melle 

 
 
Das Wasserwerk der Stadt Melle hat die Erlaubnis nach §§ 8 
– 10 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) beantragt, Grund-
wasser im Rahmen eines befristeten Langzeitpumpversuchs 
in einer Gesamtmenge von bis zu 75.000 m³/Jahr zu entneh-
men. Das geförderte Grundwasser dient der öffentlichen Was-
serversorgung. 
 
Die Grundwasserentnahme soll aus dem Brunnen Gesmold, 
Gemarkung Gesmold, Flur 4, Flurstück 80/1 in einer Menge 
von bis zu 15 m³/h, 205 m³/d, 75.000 m³/a erfolgen. 
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Gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) besteht die Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP). 
 
Gemäß § 11 WHG in Verbindung mit § 18, 19 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird der An-
trag hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Antragsunterlagen liegen in der Zeit vom 22.01.2024 bis 
einschließlich 22.02.2024 in folgenden Behörden während 
der Öffnungszeiten zur allgemeinen Einsichtnahme aus: 
 
•     Stadt Melle, Schürenkamp 16, 49324 Melle 
•     Landkreis Osnabrück, Am Schölerberg 1,  
     49082 Osnabrück 
      
Entsprechende Termine zu einer Einsichtnahme sind mit den 
Kommunen vorher abzustimmen. Die Unterlagen sind wäh-
rend dieses Zeitraumes ebenfalls unter 
 
https://www.landkreis-osnabrueck.de/auslegung 
 
im Internet abrufbar. 
 
Darüber hinaus werden die Antragsunterlagen gem. § 20 
UVPG im zentralen Informationsportal über Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen in Niedersachsen (https://uvp.niedersach-
sen.de/portal/) veröffentlicht. 
Zu den Antragsunterlagen, die zu Einsichtnahme ausgelegt 
werden, gehören u.a. folgende umweltrelevante Unterlagen: 
 
•     Erläuterungsbericht 
•     Hydrogeologisches Gutachten 
•     UVP-Bericht  
•     FFH-Verträglichkeitsuntersuchung 
 
Folgende Hinweise sind zu beachten: 
 
a)   Jede Betroffene/jeder Betroffene kann bis spätestens ei- 

nen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis ein-
schließlich 25.03.2024 bei den o. g. Behörden Einwendun-
gen schriftlich erheben. Der Schriftform nach § 73 Abs. 4 
VwVfG entsprechen auch Einwendungen, die per Fax 
oder per E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur 
erhoben wurden. Dieser Zugang erfolgt durch hille-
brand@lkos.de.    

 
b)   Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung setzt vo- 

raus, dass aus der Einwendung zumindest der geltend ge-
machte Belang und die Art der befürchteten Beeinträchti-
gung hervorgehen. Zudem muss die Einwendung den Na-
men und die vollständige Anschrift der Einwanderhebe-
rin/des Einwanderhebers enthalten und unterschrieben 
sein. Bei der Beeinträchtigung von Grundeigentum sollten 
die katasteramtlichen Bezeichnungen der betroffenen 
Grundstücke (Gemarkung, Flur, Flurstücksnummer) ange-
geben werden. 

 
c)   Anträge, die nach oben genannter Frist eingereicht wer- 

den, werden nicht mehr berücksichtigt. Einwendungen we-
gen nachteiliger Wirkung der Benutzung können später 
nur nach § 14 Abs. 6 WHG geltend gemacht werden. Ver-
tragliche Ansprüche können durch die Erlaubnis nicht aus-
geschlossen werden. Vereinigungen, die auf Grund einer 
Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt 
sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsord-
nung gegen die Entscheidung nach § 74 VwVfG einzule-
gen, können innerhalb der Einwendungsfrist Stellungnah-
men abgeben. 

d)   Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem  
Termin erörtert, der noch ortsüblich bekannt gemacht wird. 
Diejenigen, die rechtzeitigen Einwendungen erhoben ha-
ben, werden von dem Termin gesondert benachrichtigt. 
Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so 
können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden. Bei Fernbleiben einer Beteiligten/eines Beteilig-
ten im Erörterungstermin kann auch ohne sie/ihn verhan-
delt werden. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

 
e)   Bei Einwendungen von mehr als 50 Personen auf Unter- 

schriftslisten oder in Form verviel¬fältigter gleichlautender 
Texte (gleichförmige Eingaben; § 17 VwVfG) gilt diejenige 
Unterzeichnerin/derjenige Unterzeichner als Vertreterin 
/Vertreter der übrigen Unterzeichnerinnen/Unterzeichner, 
die/der darin mit ihrem/seinem Namen, ihrem/seinem Be-
ruf und ihrer/seiner Anschrift als Vertreterin/Vertreter be-
zeichnet ist, soweit sie/er nicht von ihnen als Bevollmäch-
tigte/Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreterin/Ver-
treter kann nur eine natürliche Person sein. 
Gleichförmige Eingaben, die diese Angaben nicht deutlich 
sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite 
enthalten oder dem Erfordernis nach dem vorhergehen-
den Satz nicht entsprechen, können unberücksichtigt ge-
lassen werden. Für den Fall, dass von dieser Bestimmung 
Gebrauch gemacht wird, erfolgt rechtzeitig vor dem Erör-
terungstermin eine Mitteilung, die ortsüblich bekannt ge-
macht wird.                         
Ferner können gleichförmige Eingaben insoweit unberück-
sichtigt bleiben, als Unterzeichnerinnen/Unterzeichner ih-
ren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich ange-
geben haben (§ 17 VwVfG). 

 
f)    Personenbezogenen Daten (Name, Vorname, Kontaktda- 

ten, etc.) werden durch den Landkreis Osnabrück, FD 7 
Umwelt verarbeitet. Die Bereitstellung der personenbezo-
genen Daten ist gesetzlich vorgeschrieben. Rechtsgrund-
lage der Verarbeitung dieser Daten ist § 88 Abs. 1 WHG i. 
V. m. Art. 6 Abs. 1 e) Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO). Die Erhebung der personenbezogenen Daten 
dient ausschließlich dem Zweck der Durchführung des An-
tragsverfahrens. Ggf. erfolgt eine Weitergabe der perso-
nenbezogenen Daten aufgrund der rechtlichen Verpflich-
tung gemäß § 88 Abs. 3 WHG an zur Abwasserbeseiti-
gung, zur Wasserversorgung oder zur Gewässerunterhal-
tung Verpflichtete sowie an Trägerinnen/Träger von Ge-
wässerausbau- und von Hochwasserschutzmaßnahmen. 
Die Weitergabe von Informationen und Auskünften an 
Dienststellen anderer Länder, des Bundes und der Euro-
päischen Union sowie an zwischenstaatliche Stellen ist 
ebenfalls zulässig. Außerdem erfolgt eine Weitergabe der 
personenbezogenen Daten aufgrund der rechtlichen Ver-
pflichtung gemäß § 121 NWG an die Landesbehörde. Wei-
tere Informationen zur Datenverarbeitung und Datensi-
cherheit können auf der Homepage des Landkreises Os-
nabrück unter www.landkreis-osnabrueck.de/information-
dsgvo eingeholt werden. Der Landkreis Osnabrück, FD 7 
Umwelt als verantwortliche datenverarbeitende Stelle 
kann per E-Mail unter Umwelt@LKOS.de bzw. postalisch 
unter Landkreis Osnabrück, FD 7 Umwelt, Am Schöler-
berg 1, 49082 Osnabrück, kontaktiert werden. Außerdem 
kann die Datenschutzbeauftragte des Landkreises Osna-
brück per E-Mail unter datenschutz@landkreis-osnabru-
eck.de bzw. postalisch unter Landkreis Osnabrück, Daten-
schutzbeauftragte, Am Schölerberg 1, 49082 Osnabrück 
kontaktiert werden. Es können gegenüber dem Landkreis 
Osnabrück folgende Rechte geltend machen:  

 
     - Recht auf Auskunft  
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     - Recht auf Berichtigung oder Löschung  
     - Einschränkung der Verarbeitung  
     - Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung  
 

Darüber hinaus kann bei der Niedersächsischen Auf-
sichtsbehörde für den Datenschutz, Landesbeauftragte für 
den Datenschutz Niedersachsen in Hannover, Beschwer-
de eingelegt werden. 

 
g)   Die Einwendungen werden der Antragstellerin zur Kennt- 

nis gegeben. Auf Verlangen der Einwanderheberin/des 
Einwanderhebers werden deren/dessen Namen und An-
schrift nicht weitergegeben, sofern die ordnungsgemäße 
Durchführung des Verfahrens nicht beeinträchtigt wird. 

 
h)   Nach Ablauf der Einwendungsfrist wird ein nicht öffentli- 

cher Erörterungstermin stattfinden. Zu diesem Erörte-
rungstermin werden alle Einwanderheberinnen/Einwan-
derheber zu gegeben Zeitpunkt eingeladen. Darüber hi-
naus wird der Erörterungstermin im weiteren Verfahrens-
ablauf ortsüblich bekannt gemacht. 

 
i)    Über die Einwendungen wird nach Ablauf des Anhörungs- 

verfahrens entschieden. Die Zustellung der Entscheidung 
an die Einwanderheberin/den Einwanderheber kann durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr 
als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen sind. 
 

 
Osnabrück, 13.12.2023  
 
                                                             

Landkreis Osnabrück 
 Az.: FD7-2022-5154 

(Siegel)                        Die Landrätin 
- Fachdienst Umwelt -    

i. A. L. Hillebrand 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2022 
der BEVOS Beteiligungs- und  

Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH  
Landkreis Osnabrück (BEVOS GmbH) 

 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte Dr. 
Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH, Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft, Osnabrück, 
hat mit Datum vom 13. Juli 2023 folgenden uneingeschränk-
ten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 

Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
 
Prüfungsurteile 
 
„Wir haben den Jahresabschluss der BEVOS Beteiligungs- 
und Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH Landkreis Os-
nabrück, Osnabrück, - bestehend aus der Bilanz zum 31. De-
zember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 so-
wie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzie-
rungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus 

haben wir den Lagebericht der BEVOS Beteiligungs- und Ver-
mögensverwaltungsgesellschaft mbH Landkreis Osnabrück, 
Osnabrück, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2022 und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt 
hat.“ 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
„Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) i.V.m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtli-
chen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.“ 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
„Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist. 



Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.“ 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
„Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von we-
sentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss so-
wie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) i.V.m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beeinflussen. 
 
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 
 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-
merk/hgb-ja-non-pie 
 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks.“ 

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN 
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
„Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, 
einschließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 
1 Nr. 2 HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 
31. Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen. 
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO Nds. unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben. 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig 
erachtet haben. 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO Nds. zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet." 
 
 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
 
Osnabrück, 15.08.2023 
 
 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Annegret Lülf 
 
 
Der Aufsichtsrat der BEVOS GmbH hat in seiner Sitzung am 
12. September 2023 den Jahresabschluss des Wirtschafts-
jahres 2022 der BEVOS Beteiligungs- und Vermögensverwal-
tungsgesellschaft mbH Landkreis Osnabrück zum 31. Dezem-
ber 2022 mit einer Bilanzsumme von 101.254.826,40 € und 
einem Jahresergebnis von 2.081.744,64 € festgestellt. Dem 
Geschäftsführer Peter Schone wurde für das Geschäftsjahr 
2022 Entlastung erteilt. 
 
Die Gesellschafterversammlung der BEVOS GmbH hat in 
ihrer Sitzung am 18. Dezember 2023 beschlossen den Jah-
resüberschuss in Höhe von 2.081.744,64 € auf neue Rech-
nung vorzutragen. 
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Gemäß §§ 158, 157 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) i.V.m. § 36 Eigenbetriebsverordnung 
(EigBetrVO) vom 12. Juli 2018 werden der Feststellungsver-
merk und die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung 
und des Aufsichtsrates über den Jahresabschluss 2022 hier-
mit öffentlich bekannt gemacht. Der Jahresabschluss und der 
Lagebericht der BEVOS GmbH für das Geschäftsjahr 2022 
liegen vom Tage nach der Veröffentlichung für sieben Werkta-
ge bei der BEVOS GmbH, Am Schölerberg 1 (Kreishaus), 
Zimmer 4709, 49082 Osnabrück, während der Geschäftszei-
ten öffentlich aus. 
 
 
Osnabrück, 18.12.2023 
 

 
BEVOS GmbH 
Peter Schone 

Geschäftsführer 
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Vorprüfung 
der Umweltverträglichkeit 

AZ: FD7-2023-0545 
 
 
Bei dem folgendem Verfahren wurde die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gemäß § 7 nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 
540), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 
04. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 344) geändert worden 
ist, geprüft: 
 
In der Gemeinde Ostercappeln, Gemarkung Venne, sollen 8 
Gräben im Venner Moor auf einer Länge von insgesamt 5.860 
m mit lokalem Torf abgedichtet werden, um das Moor wieder-
zuvernässen. 
 
Nach der Vorprüfung ist eine UVP für das genannte Vorhaben 
aus den folgenden Gründen nicht erforderlich. 
 
Es erfolgt kein nachteiliger Eingriff in den Boden. Das Schutz-
gut Fläche ist durch das Vorhaben ebenfalls nicht betroffen. 
Ein Abfallaufkommen ist nicht zu erwarten. Negative Auswir-
kungen auf das Landschaftsbild sind nicht zu erwarten. Viel-
mehr kommt es durch das Vorhaben zu einer Wiedervernäs-
sung der Landschaft und somit zur Wiederherstellung der 
hochmoortypischen offenen Landschaft. Das Schutzgut Was-
ser wird durch das Vorhaben ebenfalls nicht negativ beein-
trächtigt. Durch das Vorhaben werden die Lebensbedingun-
gen von Arten verbessert. Somit sind negative Auswirkungen 
auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
nicht zu erwarten. Ebenfalls sind keine negativen Auswirkun-
gen auf die menschliche Gesundheit durch das Vorhaben zu 
erwarten.  Umweltverschmutzungen und Belästigungen sowie 
Störfälle sind bei Berücksichtigung der guten fachlichen Pra-
xis und der technischen Regelwerke nicht zu erwarten. Das 
Vorhaben kollidiert nicht mit regional- und bauleitplanerischen 
Zielsetzungen. In der Umgebung befinden sich weder Bau-
denkmale noch Bodendenkmale. Das Vorhaben befindet sich 
im Landschaftsschutzgebiet Venner Moor. Jedoch hat die Ver-
füllung der Gräben keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen, die die Schutzziele des Gebietes betreffen. Das Vorha-
ben dient der Wiedervernässung und führt somit zur ökologi-

schen Verbesserung des Schutzgebietes. Weitere besonders 
geschützte Gebiete oder Objekte sind ebenfalls nicht betrof-
fen, weil am Standort nicht vorhanden. Es sind insgesamt kei-
ne erheblichen Auswirkungen denkbar. 
 
Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
 
Osnabrück, den 21.12.2023 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Fachdienst Umwelt 

Die Landrätin 
i. A. Hillebrand 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2022 

der TELKOS Telekommunikationsgesellschaft mbH 
Landkreis Osnabrück, Osnabrück (TELKOS GmbH) 

 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte Dr. 
Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH, Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Datum vom 05. Sep-
tember 2023 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk erteilt: 
 

Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
Prüfungsurteile 
 
„Wir haben den Jahresabschluss der TELKOS Telekommuni-
kationsgesellschaft mbH Landkreis Osnabrück, Osnabrück, – 
bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022, der Ge-
winn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den La-
gebericht der TELKOS Telekommunikationsgesellschaft mbH 
Landkreis Osnabrück für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2022 bis zum 31. Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss unter Einbezie- 

hung der Buchführung in allen wesentlichen Belangen den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 
31. Dezember 2022 sowie seiner Ertragslage für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 
2022 und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
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sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt 
hat.“ 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
„Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) i.V.m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtli-
chen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.“ 
  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
„Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten – falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den Rechtsvorschriften entspricht und die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-

wendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts 
in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Rechtsvor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu kön-
nen.“ 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
„Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von we-
sentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss so-
wie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) i.V.m. § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lagebe-
richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adres-
saten beeinflussen. 
 
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 
 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-
merk/hgb-ja-non-pie 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks. 
 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN 
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
„Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung so-
wie die wirtschaftliche Führung der Gesellschaft, einschließ-
lich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 
HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. De-
zember 2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen. 
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Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben. 
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die er dafür als notwendig erachtet 
hat. 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet. 
 
Prüfvermerk des Rechnungsprüfungsamtes des Land-
kreises Osnabrück 
 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
 
 
Osnabrück, 21.11.2023 
 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Ralf Lauxtermann 
 
 
 
 
Die Gesellschafterversammlung der TELKOS GmbH hat in 
ihrer Sitzung am 20. Dezember 2023 die Bilanz des Wirt-
schaftsjahres 2022 in Aktiva und Passiva gleichlautend auf 
98.369.628,16 € festgestellt. Dem Geschäftsführer Dirk Holt-
grewe wurde für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung erteilt. 
 
Gemäß § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere 
prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung - 
EigBetrVO) vom 12. Juli 2018 (Nds. GVBl. S. 21) in der zurzeit 
geltenden Fassung werden der Feststellungsvermerk und der 
Beschluss der Gesellschafterversammlung über den Jahres-
abschluss 2022 hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Jah-
resabschluss und der Lagebericht der TELKOS GmbH für das 
Geschäftsjahr 2022 liegen vom Tage nach der Veröffentli-
chung für sieben Werktage bei der TELKOS GmbH, Am Schö-
lerberg 1 (Kreishaus), Zimmer 2060, 49082 Osnabrück, wäh-
rend der Geschäftszeiten öffentlich aus. 
 
 
Osnabrück, 28. Dezember 2023 
 
 

TELKOS GmbH 
Dirk Holtgrewe 
Geschäftsführer 
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6 
Prüfung  

des Jahresabschlusses 2022 
der Netze Holding Osnabrücker Land  

Verwaltungs-GmbH, Bohmte 
 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte Dr. 
Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH, Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Datum vom 14.Februar 
2023 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt: 
 

Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
Prüfungsurteile 
 
„Wir haben den Jahresabschluss der Netze Holding Osnabrü-
cker Land Verwaltungs-GmbH, Bohmte, - bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2022 sowie dem Anhang, einschließlich der Dar-
stellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Netze 
Holding Osnabrücker Land Verwaltungs-GmbH, Bohmte, für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 
geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2022 und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt 
hat.“ 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
„Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) i.V.m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
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hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtli-
chen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.“ 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
„Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.“ 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
„Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von we-
sentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss so-
wie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) i.V.m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beeinflussen. 
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungs-
vermerk/hgb-ja-non-pie eine weitergehende Beschreibung 
der Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Diese Beschrei-
bung ist Bestandteil unseres Bestätigungsvermerks.“ 
 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN 
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
„Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, 
einschließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 
1 Nr. 2 HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 
31. Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen.  
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ weitergehend be-
schrieben. 
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die er dafür als notwendig erachtet 
hat. 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet.“ 
 
Prüfvermerk des Rechnungsprüfungsamtes 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
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Osnabrück, 21.11.23 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Ralf Lauxtermann 
 
 
Die Gesellschafterversammlung der Netze Holding Osnabrü-
cker Land Verwaltungs-GmbH hat in ihrer Sitzung am 28. De-
zember 2023 die Bilanz des Wirtschaftsjahres 2022 in Aktiva 
und Passiva gleichlautend auf 37.469,63 € festgestellt. Dem 
Geschäftsführer Peter Schone wurde für das Geschäftsjahr 
2022 Entlastung erteilt. 
 
Gemäß § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere 
prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung - 
EigBetrVO) vom 12. Juli 2018 (Nds. GVBl. S. 21) in der zurzeit 
geltenden Fassung werden der Feststellungsvermerk und der 
Beschluss der Gesellschafterversammlung über den Jahres-
abschluss 2022 hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Jah-
resabschluss und der Lagebericht der Netze Holding Osna-
brücker Land Verwaltungs-GmbH für das Geschäftsjahr 2022 
liegen vom Tage nach der Veröffentlichung für sieben Werkta-
ge bei der BEVOS GmbH, Am Schölerberg 1 (Kreishaus), 
Zimmer 4708, 49082 Osnabrück, während der Geschäftszei-
ten öffentlich aus. 
 
 
Osnabrück, 28. Dezember 2023 
 
 

Netze Holding Osnabrücker Land Verwaltungs-GmbH 
Peter Schone 

Geschäftsführer 
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B. Bekanntmachungen der kreisangehörigen Städte, Gemeinden 
Samtgemeinden und der Zweckverbände 

 
 
1 

Öffentliche Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten der 4. Änderung  

des Bebauungsplanes Nr. 55 "Hasestraße"  
der Stadt Quakenbrück  

 
 
Der Rat der Stadt Quakenbrück hat in seiner Sitzung am 
11.12.2023 die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 55 
"Hasestraße" nebst Begründung und zugehörigem Umweltbe-
richt gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung 
beschlossen. Die Bebauungsplanänderung wurde aus dem 
gültigen Flächennutzungsplan entwickelt.  
 
Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 8,7 ha und 
wird folgendermaßen begrenzt:  
Im Norden durch das Gewässer „Kleine Mühlenhase“,  
 
im Osten durch die „Friedrichstraße“,  
 
im Süden durch die „Menslager Straße“ sowie  
 
im Westen durch die westlichen Grenzen der Grundstücke 
Menslager Str. 43, Hasestr. 46 sowie 71“. 
 
Der konkrete Planbereich kann dem nachfolgenden Über-
sichtsplan entnommen werden: 

 
Gegenstand der Änderung ist die Reduzierung des möglichen 
Maßes der baulichen Nutzung sowie die Aufnahme von Fest-
setzungen hinsichtlich Begrünungsmaßnahmen sowie örtli-
cher Bauvorschriften über die Gestaltung. 
 
Mit Inkrafttreten der 4. Änderung des B.-Planes Nr. 55 soll der 
B.-Plan Nr. 55 "Hasestraße" in dem Bereich, in dem er von der 
4. Änderung überlagert wird, seine bisherige rechtliche Wir-
kung verlieren. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die 4. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 55 „Hasestraße“ nebst Begründung und zuge-
hörigem Umweltbericht gemäß § 10 Abs. 3 BauGB rechtsver-
bindlich. 
 
Jedermann kann die zugehörigen Planunterlagen zur o.g. Be-
bauungsplanänderung während der Dienststunden bei der 
Stadt Quakenbrück, Markt 2, Zimmer 203, 49610 Quaken-
brück einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen.  
 
Unbeachtlich werden nach § 215 Baugesetzbuch 
 
1.   eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beacht- 

liche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften 

2.   eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB be- 
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3.   nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des  
Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Quakenbrück un-
ter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. 
 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 
4 BauGB über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässi-
ge Nutzung durch diese Bebauungsplanänderung und über 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hinge-
wiesen.  
 
 
Quakenbrück, 13.12.2023 
 
 

Stadt Quakenbrück 
Der Stadtdirektor  

i. V. Wuller 
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2 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten der 2. Änderung  

des Bebauungsplanes Nr. 57 "Menslager Straße"  
der Stadt Quakenbrück 

 
 
Der Rat der Stadt Quakenbrück hat in seiner Sitzung am 
11.12.2023 die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 
"Menslager Straße" nebst Begründung und zugehörigem Um-
weltbericht gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als 
Satzung beschlossen. Die Bebauungsplanänderung wurde 
aus dem gültigen Flächennutzungsplan entwickelt.  
 
Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 5,27 ha und 
wird folgendermaßen begrenzt:  
 
Im Norden durch die Nutzungsgrenze des Grundstücks Ge-
markung Quakenbrück, Flur 14, Flurstück 15/3 sowie im wei-
teren östlichen Verlauf durch das Gewässer „Kleine Mühlen-
hase“,  
im Osten durch die westlichen Grenzen der Grundstücke 
Menslager Str. 43, Hasestr. 46 u. 71,  
im Süden durch die Menslager Straße sowie  
im Westen durch die westliche Grenze des Grundstücks Ge-
markung Quakenbrück, Flur 14, Flurstück 15/3. 
 
Der konkrete Planbereich kann dem nachfolgenden Über-
sichtsplan entnommen werden: 
 

 
Gegenstand der Änderung ist die Reduzierung des möglichen 
Maßes der baulichen Nutzung sowie die Aufnahme von Fest-
setzungen hinsichtlich Begrünungsmaßnahmen sowie örtli-
cher Bauvorschriften über die Gestaltung. 
 
Mit Inkrafttreten der 2. Änderung des B.-Planes Nr. 57 soll der 
B.-Plan Nr. 57 "Menslager Straße" in dem Bereich, in dem er 
von der 2. Änderung überlagert wird, seine bisherige rechtli-
che Wirkung verlieren. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 57 „Menslager Straße“ nebst Begründung und 
zugehörigem Umweltbericht gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
rechtsverbindlich. 
 
Jedermann kann die zugehörigen Planunterlagen zur o.g. Be-
bauungsplanänderung während der Dienststunden bei der 
Stadt Quakenbrück, Markt 2, Zimmer 203, 49610 Quaken-
brück einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen.  
 
 
Unbeachtlich werden nach § 215 Baugesetzbuch 

1.   eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beacht 
liche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften 

2.   eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB be- 
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3.   nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des  
Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Quakenbrück un-
ter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 
4 BauGB über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässi-
ge Nutzung durch diese Bebauungsplanänderung und über 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hinge-
wiesen.  
 
 
Quakenbrück, 13.12.2023 
 
 

Stadt Quakenbrück 
Der Stadtdirektor  

i. V. Wuller 
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5. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung von Beiträgen und 
Gebühren für die Abwasserbeseitigung der Stadt 

Bramsche – Abwasserbeseitigungsbetrieb 
(Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung – AGS) 

vom 06.12.2018 zuletzt geändert am 07.12.2022 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes – NkomVG – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.10.2023 
(Nds. GVBl. S. 250), der §§ 1, 2, 5, 6 und 8 des Niedersäch-
sischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung 
vom 20. April 2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert 
durch Art. 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds.GVBl. S. 
589) und § 6 Abs. 1 des Niedersächsischen Ausführungsge-
setzes zum Abwasserabgabengesetz (Nds.AGAbwAG) in der 
Fassung vom 24. März 1989 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 16. 12.2021 (Nds. GVBl. S. 911) hat 
der Rat der Stadt Bramsche in seiner Sitzung am 08.12.2022 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1  
 
§ 19 der Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung wird 
wie folgt neu gefasst: 
 
§ 19 Gebührensätze  
 
Die Abwassergebühren betragen: 
1.   für 1 m³ Schmutzwasser (§ 13 Abs. 1)              =     2,24 € 
2.  für abflusslose Sammelgruben und  
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     Kleinkläranlagen (§ 14) 
     a) Grundgebühr pro Grube und Abfuhr            =   84,49 € 
 
     b) Beseitigungskosten                                       
          aa)  aus abflusslosen Gruben je m³           =   26,83 € 
          ab)  aus Kleinkläranlagen                         =   33,21 € 
                   je m³ eingesammelten Abwassers /  
                   Fäkalschlammes 
           ac)  für zusätzliche Anfahrten nach  
                   § 14 Abs. 3, die ausreichend belegt  
                   und begründet sind.                             =   94,01 €       
           ad)  für den Einsatz für Notfälle bzw.  
                   Havariefälle nach § 14 Abs. 3              = 226,10 € 
           ae)   für vom Gebührenpflichtigen  
                   verursachte und zusätzliche 
                 Arbeiten pro Stunde                             = 107,10 € 
     
3.    für das Einleiten von Niederschlagswasser  
      (§ 15 Abs. 1) pro m² gewichteter Fläche  
      jährlich                                                              =     0,31 € 
 
4.  für 1 m³ Kühlwasser und/oder Grundwasser  
     (§ 16 Abs. 1)                                                                         
     a) für Kühlwasser                                               =     0,25 € 
     b) für Grundwasser                                            =     0,19 € 
 
5.   für das Einleiten von Abwasser mit einem  
     erhöhten Verschmutzungsgrad  
     (§ 17 Abs. 2) werden die Zusatzgebühren  
     nach folgenden Formeln berechnet: 
     a)  für 1 m³ Schmutzwasser bei einer  
           Verschmutzung von mehr als  
          1.000 CSB [mg O2/l]:  
         (CSB [mg O2/l] – 1.000 CSB [mg O2/l]) * 0,90 €/1.000 CSB [mg O2/l] 
 
     b)  für 1 m³ Schmutzwasser bei einer  
           Verschmutzung von mehr als  
          100 mg Ammonium (mg NH4/l):                                    
           (NH4ges [mg/l] – 100 NH4ges [mg/l]) * 0,30 €/100 NH4ges [mg/l] 
 
     c)  für 1 m³ Schmutzwasser bei einer  
           Verschmutzung von mehr als  
          35 mg Phosphor (mg P/l):                                              
           (Pges [mg/l] – 35 Pges [mg/l]) * 0,59 € /35 Pges [mg/l] 
 
 

 
Artikel 2 

 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.  
 
 
Bramsche, den 08.12.2023 
 
 

Stadt Bramsche 
Pahlmann 

Bürgermeister 
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1. Änderungssatzung  
zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

Dienst- und Sachleistungen der Freiwilligen Feuerwehr 
Bohmte außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden 

Pflichtaufgaben vom 27.3.2014 

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 
( Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 21. Juni 2023 (Nds. GVBl. S. 111), sowie der §§ 
1, 2, und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengeset-
zes (NKAG) in der Fassung vom 20. April 2017 ( Nds. GVBl. 
I. S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
22. September 2022 ( Nds.GVBl. S. 589), hat der Rat der Ge-
meinde Bohmte in der Sitzung am 14. Dezember 2023 folgen-
de Änderungssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
„§ 2 Abs. 1 wird wie folgt ergänzt: 
 
6.   für Einsätze nach § 29 Abs. 1 NBrandSchG, bei denen  
     eine Gefährdungshaftung besteht; 
 
insbesondere 
 
a)   durch den Betrieb von Kraftfahrzeugen oder von Anhän- 

gern, die dazu bestimmt sind, von einem Kraftfahrzeug 
mitgeführt zu werden, von Luft- oder Wasserfahrzeugen 
oder von Schienenbahnen, außer in Fällen höherer Ge-
walt oder 

b)   durch die Beförderung von oder den sonstigen Umgang  
mit Gefahrenstoffen für gewerbliche oder militärische Zwe-
cke, außer in Fällen höherer Gewalt, 

 
7.  für Einsätze, die von einem in einem Kraftfahrzeug einge- 

bauten System zur Absetzung eines automatischen Notru-
fes oder zur automatischen Übertragung einer Notfallmel-
dung verursacht wurde und bei denen weder ein Brand 
oder ein Naturereignis vorgelegen hat noch eine Hilfeleis-
tung zur Rettung aus akuter Lebensgefahr notwendig war. 

 
 

§ 2 
 
Der Gebührentarif zur Satzung der Gemeinde Bohmte über 
die Erhebung von Gebühren für Dienst- und Sachleistungen 
der Freiwilligen Feuerwehr Bohmte außerhalb der unentgelt-
lich zu erfüllenden Pflichtaufgaben erhält folgende Fassung: 
                                                                                                  
      
1.   Personaleinsatz                                               je halbe Std.
     1.1.     Personal der Freiwilligen Feuerwehr     40,00 Euro          
 
 
2.   Einsatz von Fahrzeugen (ohne Personal) 
     2.1      Hilfeleistungslöschfahrzeug  
                 (HLF 20 Bohmte)                                  80,00 Euro           
     2.2      Hilfeleistungslöschfahrzeug  
                 (HLF 10 Bohmte)                                  60,00 Euro           
     2.3      Einsatzleitwagen (ELW Bohmte)           50,00 Euro           
     2.4      Gerätewagen (GW Bohmte)                  50,00 Euro     
     2.5      Mannschaftstransportwagen  
                 (MTW Bohmte)                                      40,00 Euro       
     2.6      Mannschaftstransportwagen  
                 (MTW Hunteburg)                                   40,00 Euro
     2.7      Löschfahrzeug (LF8 Hunteburg)           60,00 Euro           
     2.8      Tanklöschfahrzeug  
                 (TLF 20/25 Hunteburg)                           70,00 Euro
     2.9      Tanklöschfahrzeug  
                 (StLF 10/20 Herringhausen)                  70,00 Euro   
     2.10    Löschfahrzeug (LF 8 Herringhausen)   60,00 Euro              
     2.11     Mannschaftstransportwagen  
                 (MTW Herringhausen)                           40,00 Euro         
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     2.12    Anhänger (Herringhausen)                   30,00 Euro            
     2.13    Rettungsboot (Herringhausen)               50,00 Euro 
 
3.   Verbrauchsmaterialien 
 
     Verbrauchsmaterial aller Art und Ersatzfüllungen und –tei- 

le werden zum jeweiligen Tagespreis der Wiederbeschaf-
fung berechnet. Die Entsorgung von Ölbinde-, Säurebin-
de- sowie Schaummitteln wird nach den tatsächlichen 
Kosten in Rechnung gestellt. 

 
4.   Verdienstausfall 
 

Tatsächlich aufgrund des Einsatzes zu zahlender Ver-
dienstausfall sind von der bzw. von dem Gebührenpflichti-
gen zu erstatten. 

 
5.   Unfugalarm                                                      je halbe Std. 
                                                                              800,00 Euro 
 
6.   Fehl- und Falschalarm einer Brandmeldeanlage  
     Pauschalgebühr pro Fehl-  
     oder Falschalarm                                            440,00 Euro 
 
 
7.   Brandsicherheitswache  
     Tatsächlicher Zeitaufwand des eingesetzten Personals  

nach Ziffer 1 und tatsächlicher Zeitaufwand der eingesetz-
ten Fahrzeuge gemäß Ziffer 2. Wenn Fahrzeuge während 
der Brandsicherheitswache nicht eingesetzt werden, sind 
diese gebührenfrei.  

 
 

§ 3 
 
Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 
 
 
Bohmte, den 15. Dezember 2023 
 
 

Gemeinde Bohmte 
Der Bürgermeister  

Markus Kleinkauertz 
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Bekanntmachung 
des Beschlusses des Rates  
der Gemeinde Bissendorf  

über die Prüfung des Jahresabschlusses 2022 
des Wasserwerkes der Gemeinde Bissendorf 

 
 
1.   Der Abschlussprüfer der INTECON GmbH Wirtschaftsprü- 

fungsgesellschaft hat nachstehenden Bestätigungsver-
merk erteilt: 

 
„BESTÄTIGUNGSVERMERK  

DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
     An das Wasserwerk der Gemeinde Bissendorf 
 
     Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Wasserwerkes der 
Gemeinde Bissendorf – bestehend aus der Bilanz zum 
31.12.2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 

Wirtschaftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzie-
rungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hi-
naus haben wir den Lagebericht des Wasserwerkes der 
Gemeinde Bissendorf für das Wirtschaftsjahr vom 
01.01.2022 bis zum 31.12.2022 geprüft. 

 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse 

     •     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 
sentlichen Belangen den Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung des Bundeslandes Niedersachsen 
i.V.m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens- und Finanzlage des Eigenbetriebs zum 
31.12.2022 sowie seiner Ertragslage für das Wirt-
schaftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 und 

 
     •     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein  

zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung des Bundeslandes Niedersachsen 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs-
mäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
geführt hat. 

 
 

Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und 
§ 157 NKomVG unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung 
mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, 
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt zu dienen. 

 
 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des für 
die Überwachung verantwortlichen Betriebsaus-
schusses für den Jahresabschluss und Lagebericht 

 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Niedersach-
sen in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermit-
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telt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit 
den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung ei-
nes Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-
sentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist. 

 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die ge-
setzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des 
Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 
dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten ent-
gegenstehen. 

 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung des Bundeslandes Niedersachsen ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maß-
nahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstim-
mung mit den anzuwendenden Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung des Bundeslandes Niedersachsen zu er-
möglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise 
für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

 
Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die Überwa-
chung des Rechnungslegungsprozesses des Eigenbe-
triebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts. 

 
 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – 
falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Niedersach-
sen entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-
gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB und § 157 NKomVG unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 

der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lagebe-
richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen. 

 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 
hinaus 

     •     identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentli- 
cher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Un-
richtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammen-
wirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten können. 

     •     gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung  
des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des 
Eigenbetriebs abzugeben. 

     •     beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz- 
lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsme-
thoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzli-
chen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

     •     ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen- 
heit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-
cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungs-
vermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gege-
benheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigen-
betrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fort-
führen kann. 

     •     beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und  
den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde 
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Ei-
genbetriebs vermittelt. 

     •     beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem  
Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigen-
betriebs. 

     •     führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge- 
setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
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Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichen-
der geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir da-
bei insbesondere die den zukunftsorientierten Anga-
ben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde geleg-
ten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht 
ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortli-
chen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit-
planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststel-
lungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 

 
Osnabrück, 11.10.2023 
 

INTECON 
GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Spreckelmeier 

(Siegel)                     Wirtschaftsprüfer 
 
 
 
Feststellung des Rechnungsprüfungsamtes: 
 
Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich. 
 
 
Osnabrück, 10.11.2023 

 
Rechnungsprüfungsamt 

des Landkreises Osnabrück 
(Siegel)                    i. A. R. Lauxtermann 
 
 
 
2.   Der Rat der Gemeinde Bissendorf hat in seiner öffentli- 

chen Sitzung am 14.12.2023 einstimmig nachstehende 
Beschlüsse gefasst: 

 
•     Der Jahresabschluss 2022 sowie der Lagebericht werden  

festgestellt. Der Jahresgewinn in der Höhe von 80.009,98 
€ wird der Rücklage zugeführt. 

 
•     Der Betriebsleitung wird für das Geschäftsjahr 2022 Ent- 

lastung erteilt. 
 
 
3.   Gem. § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere  

prüfungspflichtigen Einrichtungen (Eigenbetriebsverord-
nung –EigBetrVO-) vom 12.07.2018 (Nds. GVBl. 2018 S. 
172) werden der Feststellungsvermerk und der Beschluss 
des Rates über den Jahresabschluss 2022 hiermit öffent-
lich bekanntgemacht. 

 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht mit der Erfolgs-
übersicht, dem Bestätigungsvermerk und der Bemerkung 
des Rechnungsprüfungsamtes nach § 34 Abs. 1 Satz 3 
EigBetrVO liegen vom 16.01.2024 – 24.01.2024 zur Ein-
sichtnahme in der Gemeindeverwaltung Bissendorf, 
49143 Bissendorf, Kirchplatz 1, Foyer im Eingangsbe-
reich, öffentlich aus. 

Bissendorf, 15.12.2023 
 
 

Gemeinde Bissendorf 
Der Bürgermeister 

(Siegel)                             Halfter 
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Satzung  

der Gemeinde Ankum über die Gewährung von 
Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgeldern,  

Ersatz von Auslagen und  
Verdienstausfall für Ratsmitglieder  

und ehrenamtlich tätige Bürger  
(Aufwandsentschädigungssatzung)  

vom 14.12.2023  
  
  
Aufgrund der §§ 10, 44, 55, 58 und 71 des Niedersächsischen  
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der aktuell gül-
tigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Ankum in seiner Sit-
zung am 14.12.2023 folgende Aufwandsentschädigungssat-
zung beschlossen:  
  

 
 § 1  

  
Allgemeine Bestimmungen  

  
1.   Wer ehrenamtlich für die Gemeinde oder als Ratsmitglied  

tätig ist, erhält nach näherer Bestimmung dieser Satzung 
Ersatz für Auslagen, Verdienstausfall, Sitzungsgeld oder 
Aufwandsentschädigung.  
 

2.   Diese Satzung findet keine Anwendung, wenn gesetzlich  
eine andere Regelung getroffen worden ist.  

  
  

§ 2  
  

Aufwandsentschädigung für Mitglieder des Rates 
(Sitzungsgeld)  

  
1.   Die Mitglieder des Rates (ausgenommen der Bürgermeis- 

ter) erhalten ein Sitzungsgeld in Höhe von 42,00 €. Das 
Sitzungsgeld wird für jede Ratssitzung, Ausschusssitzung 
und Fraktionssitzung gezahlt. Für die Leitung einer Aus-
schusssitzung wird ein zusätzliches Sitzungsgeld in Höhe 
42,00 € gezahlt. Außerdem werden nach den Bestimmun-
gen dieser Satzung Verdienstausfall und Kinderbetreu-
ungskosten ersetzt. An Fahrtkosten werden auf Antrag 0, 
30 €/ km gezahlt.  
 

2.   Für Sitzungen, die an einem anderen Tag fortgesetzt wer 
den, werden für die Fortsetzung ebenfalls die Zahlungen 
nach Nr. 1 geleistet. Bei mehreren Sitzungen am gleichen 
Tag wird für jede Sitzung ein volles Sitzungsgeld gezahlt. 
Dauert eine Sitzung länger als sechs (6) Stunden, wird ein 
weiteres Sitzungsgeld gewährt.  
 

3.   Als Sitzungsgeld wird, bezogen auf alle Mitglieder der Ver- 
tretung und das Haushaltsjahr, durchschnittlich höchstens 
der ausschließliche Monatsbetrag von 160,00 € gezahlt.  

  
  

§ 3  
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Aufwandsentschädigung und Fahrtkosten für den 
Bürgermeister und seine Vertreter  

  
1.  Neben den Entschädigungen nach § 2, § 5 (Verdienstaus- 

fall) und § 7 (Dienstreisen) werden folgende monatliche 
Aufwandsentschädigungen gezahlt:  

  
     a)  Bürgermeister                                             660,00  €  
      
     b)  Bürgermeister als Gemeindedirektor             330,00  €  
      
     c)  stellvertretender Bürgermeister                    330,00  €  
  
     d)  Verwaltungsvertreter des Bürgermeisters  
           als Ehrenbeamter                                       330,00  €  
  
  

Daneben erhält der Bürgermeister eine monatliche Fahrt-
kostenpauschale in Höhe von 220,00 €, der stellvertreten-
de Bürgermeister und der Verwaltungsvertreter des Bür-
germeisters  erhalten  eine  monatliche  Fahrtkostenpau-
schale in Höhe  von 110,00 €. Mit diesen Fahrtkostenpau-
schalen sind alle Fahrtkosten innerhalb des Gebietes der 
Gemeinde Ankum sowie der Samtgemeinde Bersenbrück 
abgegolten. Für andere Fahrten bleibt § 7 unberührt. Ver-
tritt der stellvertretende Bürgermeister den Bürgermeister 
während dessen Abwesenheit länger als einen Monat, so 
erhält er nach Ablauf eines Monats eine monatliche Auf-
wandsentschädigung in gleicher Höhe wie der Bürger-
meister. Während dieser Zeit ruht der Anspruch des Bür-
germeisters auf Zahlung einer Aufwandsentschädigung.  

  
  

§ 4  
  

Aufwandsentschädigung der Fraktionsvorsitzenden  
und Gruppenvorsitzenden  

  
Die Fraktions- oder Gruppenvorsitzenden erhalten neben den 
Beträgen nach § 2 eine Aufwandsentschädigung in Höhe von:   
  
 
bei 1 - 6 Mitgliedern                                                  115,00 €  
  
ab 7 Mitgliedern                                                       181,00 €  
    
  
   

§ 5  
  

Verdienstausfall, Kinderbetreuung  
  
1.   Der Verdienstausfall ist die Einkommensminderung, die in- 

folge der Wahrnehmung des Mandats eintritt (entgange-
ner Arbeitsverdienst bei unselbständigen Arbeitnehmern, 
Einnahmeausfall bei selbständig Tätigen).  
Mitglieder des Rates erhalten auf Antrag den nachgewie-
senen Verdienstausfall für die Mandatstätigkeit während 
der regelmäßigen Arbeitszeit erstattet. Der Entschädi-
gungsanspruch wird auf höchstens 16,00 € je Stunde be-
grenzt.  
 

2.   Wenn Ratsfrauen oder Ratsherren, die einen Haushalt mit  
zwei oder mehr Personen führen, im Bereich der Haus-
haltsführung ein Nachteil entsteht, der nur durch das 
Nachholen versäumter Arbeit oder Inanspruchnahme ei-
ner Hilfskraft ausgeglichen werden kann, haben sie An-
spruch auf eine stündliche Haushaltspauschale in Höhe 
von 10,00 €, höchstens jedoch 100,00 € im Monat.   

3.   Ratsfrauen und Ratsherren sowie die nicht dem Rat ange- 
hörenden Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Er-
satz ihrer Aufwendungen für eine Kinderbetreuung, soweit 
sie infolge ihrer Mandatstätigkeit Vorkehrungen für die Be-
treuung ihrer Kinder treffen müssen.  
Anspruchsberechtigte sind lediglich Mandatsträger, bei 
denen Kinder vorhanden sind, die auch nicht vorüberge-
hend für einige Stunden ohne Betreuung bleiben können. 
Hierbei handelt es sich i.d.R. nur um Kinder bis zur Vollen-
dung des 14. Lebensjahres oder um Kinder, die wegen 
Behinderung der Betreuung bedürfen und von keinem 
weiteren Angehörigen des Haushalts oder nicht anderwei-
tig, z. B. in Kindertagesstätten, betreut werden können, so 
dass eine Betreuung gegen Entgelt erforderlich ist.  
Die tatsächlich entstandenen und nachgewiesenen Auf-
wendungen für die mandatsbedingte Kinderbetreuung 
werden bis zum Höchstbetrag von 7,00 € je Stunde ent-
schädigt. Höchstens werden monatlich 70,00 € erstattet.  

  
  

§ 6  
  

Entschädigung für nicht dem Rat angehörende 
Ausschussmitglieder  

  
Nicht dem Rat angehörende Ausschussmitglieder oder Perso-
nen, die in einem Ausschuss ständig beratende Funktion ha-
ben, erhalten eine Sitzungsentschädigung in Höhe von 42,00 
€. Außerdem werden Fahrtkosten auf Antrag in Höhe von 0,30 
€ pro km gezahlt.  
  
  

§ 7  
  

Dienstreisen  
  
1.   Bei einer von einem Ratsmitglied außerhalb des Gemein- 

degebietes durchgeführten Dienstreise werden Reisekos-
ten nach Maßgabe des Bundesreisekostengesetzes ge-
zahlt.  
 

2.   Reisekosten stehen auch den unter § 6 aufgeführten Per- 
sonen zu.  
 

3.   Reisekostenzahlungen schließen die Gewährung von Sit- 
zungsgeldern und Auslagen aus.  

  
 

§ 8  
  

Entschädigung bei Ruhen des Mandats und bei 
sonstiger Unterbrechung der ehrenamtlichen Tätigkeit  

  
1.   Die Entschädigungsansprüche nach §§ 1 – 7 entfallen für  

die Dauer des ruhenden Mandats (§ 53 NKomVG).  
 
2.   Wird die ehrenamtliche Tätigkeit aus anderen Gründen  

länger als 3 Monate nicht ausgeübt, so entfallen die Zah-
lungen nach den Vorschriften dieser Satzung für die darü-
ber hinausgehende Zeit.  

  
  

§ 9  
  

Sonstige Auslagenersatzansprüche  
  
Die in den § 5 bis 7 genannten Auslagenersatzansprüche sind 
abschließend. Sonstige Auslagenersatzansprüche können 
nicht geltend gemacht werden.  
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§ 10  
 

Funktionsbezeichnungen  
  
Funktionsbezeichnungen, die in dieser Satzung in männlicher 
Form bezeichnet sind, werden im amtlichen Sprachgebrauch 
in der jeweils zutreffenden weiblichen oder männlichen 
Sprachform verwendet.   
  
  

§ 11  
  

Inkrafttreten  
  
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
bisherige Satzung der Gemeinde Ankum über die Gewährung 
von Aufwandsentschädigungen und Ersatz der Auslagen für 
Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Bürger vom 
14.06.2023 außer Kraft.  
  
  
Ankum, den 14.12.2023  
  
 

Gemeinde Ankum  
(Siegel)                        Klaus Menke  

Bürgermeister  
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Satzung  
über die Festsetzung der Hebesätze  

für die Realsteuern (Hebesatzsatzung)  
in der Gemeinde Bohmte 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 58, 111 Abs. 1 und 112 Abs. 2 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21.06.2023 (Nds. 
GVBl. S. 111), der §§ 1 und 25 des Grundsteuergesetzes 
(GrStG) in der Fassung vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965), zu-
letzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 16.12.2022 
(BGBl. I S. 2294), der §§ 1 und 16 des Gewerbesteuergeset-
zes (GewStG) in der Fassung vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 
4167), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
16.12.2022 (BGBl. I S. 2294) und des § 1 des Gesetzes zur 
Übertragung der Festsetzung und Erhebung der Realsteuern 
auf die hebeberechtigten Gemeinden (Realsteuer-Erhebungs-
gesetz) in der Fassung vom 22.12.1981 (Nds. GVBl. S 423), 
hat der Rat der Gemeinde Bohmte in seiner Sitzung am 14. 
Dezember 2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Hebesätze 

 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Gebiet der 
Gemeinde Bohmte wie folgt festgesetzt:  
 
1.   Grundsteuer  
 
a)   für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
     (Grundsteuer A)                                                    380 v. H. 
b)   für die Grundstücke (Grundsteuer B)                   380 v. H. 
 
2.   Gewerbesteuer                                                     395 v. H. 

§ 2 
Gültigkeit 

 
Die vorstehenden Hebesätze gelten ab dem Haushaltsjahr 
2024. 
 

 
§ 3 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft.  
 
 
Bohmte, 14. Dezember 2023 
 
 

Gemeinde Bohmte 
Der Bürgermeister 

Markus Kleinkauertz 
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Hundesteuersatzung  

der Gemeinde Bohmte 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 Abs. 1 und 111 Abs. 1 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der 
Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21.06.2023 (Nds. 
GVBl. S. 111), und des § 3 des Niedersächsischen Kommu-
nalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 
(Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert Artikel 4 des Gesetzes 
vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589), hat der Rat der Gemein-
de Bohmte in seiner Sitzung am 14. Dezember 2023 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Mo-
nate alten Hunden durch natürliche Personen im Gebiet der 
Gemeinde Bohmte. Wird das Alter eines Hundes nicht nach-
gewiesen, so ist davon auszugehen, dass er älter als drei Mo-
nate ist. 
 
 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtig ist die Hundehalterin / der Hundehalter. Als  

Halterin bzw. Halter eines Hundes gilt, wer einen Hund 
oder mehrere Hunde 

 
     a)   in seinem Haushalt, Betrieb, seiner Institution oder Or- 

ganisation im eigenen Interesse oder im Interesse ei-
nes Haushaltsangehörigen für Zwecke der persönli-
chen Lebensführung aufgenommen hat, 
  

     b)   im Interesse einer juristischen Person hält oder  
 
     c)   in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf  

Probe oder zum Anlernen hält, sofern die Pflege, Ver-
wahrung oder das Anlernen den Zeitraum von zwei 
Monaten überschreitet. 
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(2) Alle nach Abs. 1 aufgenommenen Hunde gelten als von ih- 
ren Haltern gemeinsam gehalten. Halten mehrere Perso-
nen gemeinschaftlich einen Hund oder mehrere Hunde, so 
sind sie Gesamtschuldner. 

 
(3) Ist die Hundehalterin / der Hundehalter nicht zugleich Ei- 

gentümer des Hundes, so haftet die Eigentümerin / der Ei-
gentümer neben dem Steuerschuldner ebenfalls als Ge-
samtschuldner. 

 
 

§ 3 
Steuermaßstab und Steuersätze 

 
(1) Die Steuer wird nach der Anzahl der gehaltenen Hunde  

bemessen. Sie beträgt jährlich: 
 
     a)   für den ersten Hund                                   72,00 Euro, 
 
     b)   für den zweiten Hund                               144,00 Euro, 
 
     c)   für jeden weiteren Hund                           180,00 Euro, 
 
     d)   für jeden gefährlichen Hund                     660,00 Euro. 
 
 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 4 und § 5  

Abs. 1), werden bei der Berechnung der Anzahl der gehal-
tenen Hunde nicht berücksichtigt. Hunde, für die die Steu-
er ermäßigt wird (§ 5 Abs. 2), werden bei der Berechnung 
der Anzahl der Hunde nach Abs. 1 den in voller Höhe steu-
erpflichtigen Hunden als erster Hund und ggf. weitere 
Hunde vorangestellt. 

 
(3) Als gefährlich gelten Hunde, wenn die zuständige Behör- 

de die Gefährlichkeit nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Niedersäch-
sisches Gesetzt über das Halten von Hunden (NHundG) 
festgestellt hat. In diesem Fall ist der Hund ab dem Ersten 
des Monats der Feststellung der Gefährlichkeit nach § 3 
Abs. 1 Buchstabe d) zu besteuern. 

 
(4) Unabhängig der Feststellung nach § 3 Abs. 3 sind gefähr- 

liche Hunde im Sinne dieser Satzung und nach Abs. 1 
Buchstabe d) zu besteuern jedenfalls gefährliche Hunde 
i.S.d. Hundeverbringungs- und -einfuhr¬beschränkungs-
gesetz (HundVerbrEinfG) in der jeweils gültigen Fassung. 
Derzeit sind dies insbesondere Hunde der Rassen Pitbull-
Terrier, American Staffordshire-Terrier, Staffordshire-Bull-
terrier, Bullterrier sowie deren Kreuzungen untereinander 
oder mit anderen Hunden.  

 
 
 

§ 4 
Steuerfreiheit 

 
Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Monate im Gebiet 
der Gemeinde Bohmte aufhalten, ist das Halten derjenigen 
Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nach-
weislich in einer anderen Gemeinde/Stadt innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland versteuern oder dort steuerfrei hal-
ten. 
 

 
§ 5 

Steuerbefreiung, Steuerermäßigung 
 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten  

von  

     a)   Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststel 
len und Einrichtungen, deren Unterhaltskosten ganz 
oder überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten 
werden, sowie von Hunden, die sonst im öffentlichen 
Interesse gehalten werden,  
 

     b)   Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe Blinder, Gehör- 
loser oder hilfloser Personen unter Würdigung der kon-
kreten Umstände erforderlich sind.  

 
(2) Die Steuer ist auf Antrag auf 50 v.H. zu ermäßigen für das  

Halten von Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden 
benötigt werden, welche von dem nächsten bewohnten 
Gebäude mehr als 300 Meter (Luftlinie) entfernt liegen. 
Diese Steuerermäßigung kann nur für jeweils einen Hund 
des Steuerpflichtigen beansprucht werden.  

 
(3) Für gefährliche Hunde nach § 3 Abs. 3 und Abs. 4 wird kei- 

ne Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung gewährt.  
 
(4) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird vom ersten  

Tag des folgenden Kalendermonats an gewährt, in dem 
der Antrag der Gemeinde Bohmte zugegangen ist. 

 
 
 

§ 6 
Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuer 

 
(1) Der Steueranspruch entsteht mit dem Ersten des Kalen- 

dermonats, in dem der Hund in den Haushalt, den Betrieb, 
die Institution oder die Organisation i.S.d. § 2 Abs. 1 auf-
genommen worden ist, frühestens mit dem ersten Tag des 
folgenden Kalendermonats, in dem der Hund drei Monate 
alt wird. Abweichend davon entsteht bei Hunden, deren 
Halten bereits in der Gemeinde Bohmte oder einer ande-
ren Gemeinde/Stadt besteuert worden ist, mit dem Beginn 
des auf die Aufnahme folgenden Monats. Das Gleiche gilt 
sinngemäß für Hunde, die anstelle eines bisher besteuer-
ten Hundes aufgenommen werden.  

 
(2) Bei Zuzug einer Hundehalterin / eines Hundehalters in die  

Gemeinde Bohmte beginnt die Steuerpflicht mit dem ers-
ten Tag des auf den Zuzug folgenden Kalendermonats. 
Beginnt das Halten eines Hundes oder mehrerer Hunde 
bereits am ersten Tag eines Kalendermonats, so beginnt 
auch die Steuerpflicht mit diesem Tag.  

 
(3) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in  

dem der Hund veräußert oder abgeschafft wird, abhan-
denkommt oder stirbt. Das Gleiche gilt, wenn die Hunde-
halterin / der Hundehalter aus dem Gemeindegebiet weg-
zieht.  

 
(4) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder – wenn der Steu- 

eranspruch erst während des Jahres entsteht – für den 
Rest des Kalenderjahres festgesetzt. Die Festsetzung der 
Steuer kann mit anderen Heranziehungsbescheiden der 
Gemeinde Bohmte verbunden sein.  

 
(5) Für diejenigen Steuerpflichtigen, die für das Kalenderjahr  

die gleiche Hundesteuer wie im Vorjahr zu entrichten ha-
ben und für die bisher keine Festsetzung für Folgejahre er-
folgt ist, kann die Hundesteuer durch öffentliche Bekannt-
machung festgesetzt werden. Für die Steuerpflichtigen 
treten zwei Wochen nach dem Tag der öffentlichen Be-
kanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie 
wenn ihnen an diesem Tag ein schriftlicher Steuerbe-
scheid zugegangen wäre.  
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§ 7 
Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.2.,  

15.5., 15.8. und 15.11. jeden Jahres fällig. Bei erstmaliger 
Heranziehung ist ein festgesetzter Teilbetrag innerhalb ei-
nes Monats nach der Bekanntgabe des Heranziehungsbe-
scheides fällig. Enthält der Heranziehungsbescheid ande-
re Fälligkeiten, so gelten diese.  

 
(2) Auf Antrag kann die Zahlung der Jahressteuer zum 01.07.  

eines jeden Jahres erfolgen.  
 
(3) Nachzahlungen werden innerhalb eines Monats nach Be- 

kanntgabe des Bescheides, Erstattungsbeträge mit der 
Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 
 

§ 8 
Anzeige- und Auskunftspflichten 

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht,  

hat dies binnen vierzehn Tagen bei der Gemeinde Bohmte 
schriftlich anzuzeigen. Hierbei ist Herkunft, Alter und Ras-
se des Hundes anzugeben. Die Angaben sind gegebenen-
falls durch die Vorlage geeigneter Unterlagen glaubhaft zu 
machen. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des drit-
ten Monats nach der Geburt als angeschafft. Sofern dem 
Hund ein elektronisches Kennzeichen (Transponder) mit 
einer Kennnummer nach § 4 Abs. 1 NHundG implantiert 
wurde, ist dieses bei der Anmeldung anzugeben. Sofern 
dem Hund zum Zeitpunkt der Anmeldung noch kein elek-
tronisches Kennzeichen (Transponder) implantiert wurde, 
ist die Kennnummer nach der Implantierung binnen vier-
zehn Tagen anzugeben.  

 
(2) Wer einen Hund bisher gehalten hat, hat dies binnen vier 

zehn Tagen, nachdem der Hund veräußert, sonst abge-
schafft wurde, abhandengekommen oder gestorben ist, 
bei der Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Dies gilt auch, 
wenn die Hundehalterin / der Hundehalter aus der Ge-
meinde wegzieht. Im Falle der Abgabe des Hundes an ei-
ne andere Person sind bei der Abmeldung der Name und 
die Anschrift dieser Person anzugeben.  

 
(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder  

Steuerermäßigung fort, so ist dies binnen vierzehn Tagen 
schriftlich bei der Gemeinde Bohmte anzuzeigen. 

 
(4) Wer einen Hund oder mehrere Hunde nach § 2 Abs. 1 auf 

genommen hat ist verpflichtet, der Gemeinde Bohmte die 
zur Feststellung eines für die Besteuerung der Hundehal-
tung erheblichen Sachverhaltes erforderlichen Auskünfte 
wahrheitsgemäß zu erteilen. Wenn die Sachverhaltsauf-
klärung durch die Beteiligten nicht zum Ziele führt oder 
keinen Erfolg verspricht, sind auch andere Personen, ins-
besondere Grundstückseigentümer, Mieter oder Pächter 
verpflichtet, der Gemeinde Bohmte auf Nachfrage über die 
auf dem Grundstück, im Haushalt, Betrieb, Institution oder 
Organisation gehaltenen Hunde und deren Halter Aus-
kunft zu erteilen (§ 11 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a NKAG i. V. 
m. § 93 AG). 

 
(5) Die Gemeinde Bohmte kann für die in ihrem Gebiet gehal- 

tenen Hunde Steuermarken ausgeben. Gibt die Gemeinde 
Bohmte Steuermarken aus, müssen Hunde diese außer-
halb einer Wohnung oder eines umfriedeten Grundbesit-
zes deutlich sichtbar tragen. Ausgegebene Hundesteuer-
marken verbleiben im Eigentum der Gemeinde Bohmte. 

Bei Abmeldung eines Hundes ist die für diesen Hund aus-
gegebene Hundesteuermarke wieder abzugeben. Ein Ver-
lust der Hundesteuermarke ist binnen vierzehn Tagen bei 
der Gemeinde Bohmte glaubhaft anzuzeigen. Besteht die 
Hundehaltung fort und gibt die Gemeinde Bohmte zu die-
sem Zeitpunkt Steuermarken aus, so ist für verloren ge-
gangene Steuermarken eine Ersatz-Steuermarke auszu-
geben.  

 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG han- 

delt, wer vorsätzlich oder leichtfertig  
 
     -     entgegen § 8 Abs. 1 den Beginn der Hundehaltung  

nicht binnen vierzehn Tagen schriftlich bei der Gemein-
de Bohmte anzeigt,  

 
     -     entgegen § 8 Abs. 1 die Herkunft, das Alter, die Rasse  

oder die Kennnummer des elektronischen Kennzei-
chens (Transponder) des Hundes nicht angibt,  

 
     -     entgegen § 8 Abs. 2 das Ende der Hundehaltung nicht  

binnen vierzehn Tagen schriftlich bei der Gemeinde 
Bohmte anzeigt,  

 
     -     entgegen § 8 Abs. 3 den Wegfall der Voraussetzungen  

für eine Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung nicht 
binnen vierzehn Tagen schriftlich bei der Gemeinde 
Bohmte anzeigt,  

 
     -     entgegen § 8 Abs. 4 Auskünfte über gehaltene Hunde  

nicht wahrheitsgemäß erteilt,  
 
     -     entgegen § 8 Abs. 5 Satz 4 bei der Abmeldung des  

Hundes die Hundesteuermarke nicht abgibt und diese 
weiterhin verwendet, 

      
     -     entgegen § 8 Abs. 5 Satz 2 den von ihm gehaltenen  

Hund außerhalb einer Wohnung oder eines umfriede-
ten Grundbesitzes ohne gültige, deutlich sichtbare 
Hundesteuermarke führt oder laufen lässt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu  

10.000 Euro geahndet werden. 
 
 

§ 10 
Datenverarbeitung 

 
(1) Die zur Ermittlung der Steuerpflicht, zur Festsetzung, Er- 

hebung und Vollstreckung der Hundesteuer nach dieser 
Satzung erforderlichen personen- und grundstücksbezo-
genen Daten werden von der Gemeinde Bohmte gemäß 
Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e) Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) i.V.m. § 3 des Niedersächsischen Datenschutz-
gesetzes (NDSG) i.V.m. § 11 NKAG und den dort genann-
ten Bestimmungen der Abgabenordnung (AO) erhoben 
und verarbeitet. Die Datenerhebung bei den für das Ein-
wohnermeldewesen und Ordnungsrecht zuständigen Stel-
len erfolgt, soweit die Sachverhaltsaufklärung durch den 
Steuerpflichtigen nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg 
verspricht (§ 93 Abs. 1 Satz 3 AO).  

 
(2) Die Daten dürfen von den Daten verarbeitenden Stelle nur  

zum Zweck der Steuererhebung nach dieser Satzung oder 
zur Durchführung eines anderen Abgabenverfahrens, das 
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denselben Abgabenpflichtigen betrifft, verarbeitet werden. 
Zur Kontrolle der Verarbeitung sind technische und orga-
nisatorische Maßnahmen des Datenschutzes und der Da-
tensicherheit nach § 34 NDSG getroffen worden. Die per-
sonenbezogenen Daten werden zur Erfüllung gesetzlicher 
Aufbewahrungspflichten gemäß NKAG, der AO und der 
KomHKVO in der Regel nach 10 Jahren gelöscht. 

 
 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die vorgehende Hundesteuersatzung vom 26. September 
2019 außer Kraft. 
 
 
Bohmte, 14. Dezember 2023 
 
 

Gemeinde Bohmte 
Der Bürgermeister 

Markus Kleinkauertz 
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2. Satzung  
zur Änderung der Vergnügungssteuersatzung 

der Gemeinde Bohmte 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 11, 58 und 111 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 21.06.2023 (Nds. GVBl. S. 111) 
und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersächsischen Kommunalab-
gabengesetzes in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. 
S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589), hat der Rat der Gemeinde 
Bohmte in seiner Sitzung am 14. Dezember 2023 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
Die Vergnügungssteuersatzung vom 28. März 2019 in der 
Fassung der 1. Änderungssatzung vom 12. Dezember 2019 
zur Änderung der Vergnügungssteuersatzung rückwirkend 
zum 01. Juli 2019 der Gemeinde Bohmte vom 12. Dezember 
2019 wird wie folgt geändert: 
 
In § 6 Absatz 1 werden die Worte „20 %“ ersetzt durch die 
Worte „25 %“.  

 
Artikel II 

 
Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2024 in Kraft.  
 
 
Bohmte, 14. Dezember 2023 
 
 

Gemeinde Bohmte 
Der Bürgermeister 

Markus Kleinkauertz 
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1. Änderungssatzung  
zur Satzung über die Gewährung  

von Aufwandsentschädigung und Auslagenersatz  
der Ehrenbeamten und sonstigen ehrenamtlich  

tätigen Funktionsträgerinnen und Funktionsträger  
in der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bramsche  

vom 09. Dezember 2021  
  
  
Auf Grund der §§ 10 und 44 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. 
Dezember 2010 (Nds. GVBl. Seite 576), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2023 (Nds. GVBl. 
Seite 576) und der §§ 12; 33 des Niedersächsischen Geset-
zes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuer-
wehren (Niedersächsisches Brandschutzgesetz - 
NBrandSchG) in der Fassung vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBl. 
Seite 269), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
29.06.2022 (Nds. GVBl. Seite 405), hat der Rat der Stadt 
Bramsche in seiner Sitzung am 07. Dezember 2023 folgende 
Satzung beschlossen:  
  
  

Artikel I  
  
  
§ 14 Absätze 3 und 4 erhalten die folgenden Fassungen:  
  

§ 14  
  

Abgeltung der Auslagen, Entschädigungsansprüche, 
Verdienstausfall, Kinderbetreuungskosten  

  
3.   Für die von der Stadt Bramsche genehmigten Dienstrei- 

sen nach Orten außerhalb des Stadtgebietes werden Rei-
sekosten nach den Vorschriften des Bundesreisekosten-
gesetzes und der nachweislich entstandene Verdienstaus-
fall gemäß Absatz 2 erstattet, soweit keine Erstattung auf-
grund anderer Vorschriften erfolgt.  

  
4.   Soweit keine Entschädigungen nach den Absätzen 2 und  

3 gewährt werden, wird der entstandene   Aufwand durch 
die Zahlung eines pauschalen Betrages abgegolten. Bei 
einer Teilnahme an Lehrgängen, die an einer Landesfeu-
erwehrschule abgehalten werden oder außerhalb des 
Landkreises Osnabrück stattfinden und für welche kein 
Verdienstausfall gemäß Absatz 2 entstanden ist, wird der 
Betrag der Erstattung für einen Lehrgangstag auf 50,00 
Euro festgesetzt. Für die Teilnahme an Lehrgängen auf 
Kreisebene wird eine Entschädigung von 3,00 Euro pro 
Lehrgangsstunde, mindestens jedoch 25,00 Euro, ge-
währt.  

  
Artikel II  

  
Diese Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft.  
  
 
Bramsche, den  07. Dezember 2023  
  
  

Stadt Bramsche 
(Siegel)                           Pahlmann  

Bürgermeister  
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2. Änderungssatzung 

der Gemeinde Hagen a.T.W. 
über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren  

für die öffentliche Wasserversorgung  
der Grundstücke im Ortsteil Niedermark 

(Wasserabgabensatzung) 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 58 Niedersächsisches Kommunalver-
fassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. 
2010 S. 576) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 21.06.2023 (Nds. GVBl. S. 111) und der §§ 5, 6 und 8 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 
20.04.2017 (Nds. GVBl. 2017 S. 121) zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589) 
hat der Rat der Gemeinde Hagen a.T.W. in seiner Sitzung am 
14.12.2023 folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
 

§ 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
Die Gebühr beträgt: 
     -    Wasserbenutzungsgebühr je m³        1,25 €. 
      
     -    Grundgebühr je geeichten gemeindeeigenen  
           Wasserzähler    2,50 € pro Monat. 
           Eine Staffelung nach Nenngrößen erfolgt nicht. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
Hagen a.T.W., den 14.12.2023 
 
 

Gemeinde Hagen a.T.W. 
(Siegel)                              Möller 

Bürgermeisterin 
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Bekanntmachung 

des Rates der Gemeinde Hilter a.T.W. 
über die Jahresrechnung und die Entlastung für 

Haushaltsjahr 2022 
 
 
Aufgrund des § 129 Abs. 2 i. V. mit § 156 Abs. 4 NKomVG des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKom -
VG) hat der Rat der Gemeinde Hilter a.T.W. in der Sitzung am 
14. Dezember 2023 den Jahresabschluss der Gemeinde Hil-
ter a.T.W. für das Haushaltsjahr 2022 wie folgt beschlossen: 
 
 

"Die Jahresrechnung der Gemeinde Hilter a.TW. für das 
Haushaltsjahr 2022 wird festgestellt." 

 
"Dem Bürgermeister wird für das Haushaltsjahr 2022 ge-
mäß § 129 I NKomVG Entlastung erteilt." 

"Die Ergebnisverwendung wird wie folgt beschlossen: 
 

     1.   Jahresüberschuss 2022 i.H.v.  
           insgesamt                                       2.417.900,29 €  
 
     1.1 Ordentliches Jahresergebnis 2022 + 2.371.428,01 €  
 

Der Jahresüberschuss 2022 aus dem ordentlichen Ergeb-
nis i.H.v. 2.371.428,01 € wird der Rücklage aus Über-
schüssen des ordentlichen Ergebnisses zugeführt. 

 
     1.2 Außerordentliches Jahresergebnis 2022 + 46.472,28 € 
 

Der Jahresüberschuss 2022 aus dem außerordentlichen 
Ergebnis i.H.v. 46.472,28 € wird der Rücklage aus Über-
schüssen des außerordentlichen Ergebnisses zugeführt."  

      
 
Gemäß § 129 Abs. 2 i. V. mit § 156 Abs. 4 NKomVG  werden 
die Jahresrechnung, der Rechenschaftsberichte sowie der 
Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes des Landkrei-
ses Osnabrück in der Zeit vom 22.01.2024 bis 02.02.2024 im 
Rathaus in Hilter a.T.W., Osnabrücker Str. 1, 49176 Hilter 
a.T.W., Zimmer 109, während der Dienststunden öffentlich 
ausgelegt. 
 
Die Jahresabschlüsse werden nach Bekanntmachung im 
Amtsblatt des Landkreises Osnabrück erneut für 7 Tage öf-
fentlich ausgelegt. 
 
 
Hilter a.T.W., den 21.12.2023 
 
 

Gemeinde Hilter a.T.W. 
Schewski 

Bürgermeister 
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Satzung 
über eine Veränderungssperre 

in der Gemeinde Rieste 
 
 
Der Rat der Gemeinde Rieste hat aufgrund des § 10 des Nds. 
Kommunalverfassungsgesetzes in der Fassung vom 
17.12.2010 (Nds. Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 576), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.10.2023 
(Nds. Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 250) und der §§ 14 
und 16 Baugesetzbuch (BauGB) in der z. Zt. geltenden Fas-
sung in seiner Sitzung am 11.12.2023 folgende Verände-
rungssperre als Satzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
 
Zur Sicherung der Planungen wird für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 51 "Industrie- und Gewerbege-
biet östlich der BAB A1" eine Veränderungssperre angeord-
net. Der Geltungsbereich ist aus dem nachstehenden Karten-
ausschnitt ersichtlich.  
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§ 2  

 
Im unter § 1 bezeichneten räumlichen Geltungsbereich der 
Veränderungssperre dürfen 
 
1.   Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt  

oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden.  
 
2.   erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen  

der Grundstücke und baulichen Anlagen, deren Verände-
rungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige-
pflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

 
 

§ 3 
 
Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenste-
hen, kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme zuge-
lassen werden. Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die 
Baugenehmigungsbehörde (Landkreis Osnabrück) im Einver-
nehmen mit der Gemeinde Rieste. 
 
 

§ 4 
 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.  
 
 
Rieste, den 11.12.2023 
 
 

Gemeinde Rieste 
Der Bürgermeister 

Scholüke 
 

 
Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück Nr. 1, 15. Januar 2024 

14 
 

Bekanntmachung 
der Stadt Georgsmarienhütte 

über die Genehmigung der „78. Änderung“  
des Flächennutzungsplanes 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert durch Gesetz  

vom 28.07.2023 (BGBl. I S. 221) m.W.v. 01.10.2023 
 
 
Der Landkreis Osnabrück hat mit Verfügung vom 18.12.2023, 
Aktenzeichen: 6.3-19-78-2023, gem. § 6 Baugesetzbuch 
(BauGB) die vom Rat der Stadt Georgsmarienhütte am 
16.11.2023 beschlossene 78. Änderung des Flächennut-
zungsplanes genehmigt. 
 
Die räumliche Abgrenzung der Änderung sowie deren Lage im 
Stadtgebiet kann dem nachstehenden Planausschnitt, un-
maßstäbliche Verkleinerung der Deutschen Grundkarte, ent-
nommen werden; Vervielfältigungserlaubnis erteilt durch die 
Behörde für Geoinformation, Landentwicklung und Liegen-
schaften Osnabrück für die Stadt Georgsmarienhütte. 
 
Der Geltungsbereich der 78. Änderung des Flächennutzungs-
planes ist im Planausschnitt gerastert dargestellt. 

 
Die genehmigte Flächennutzungsplanänderung mit der Be-
gründung liegt vom Tage dieser Bekanntmachung an im Rat-
haus der Stadt Georgsmarienhütte, Oeseder Straße 85, Zim-
mer 242/243, 49124 Georgsmarienhütte, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht aus.  
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die 78. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Stadt Georgsmarienhütte gem. § 6 
BauGB wirksam.  
 
Auf die Rechtsfolgen des § 215 BauGB wird hingewiesen.  
 
Danach werden eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbe-
achtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Be-
kanntmachung des Flächennutzungsplanes schriftlich gegen-
über der Stadt Georgsmarienhütte unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht wor-
den sind. 
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Georgsmarienhütte, 27.12.2023 
 

 
Stadt Georgsmarienhütte 

Die Bürgermeisterin 
i.V. Herzberg 

Erster Stadtrat 
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Satzung 
über die Aufhebung der Satzung  

über die Abwälzung der Abwasserabgabe  
der Gemeinde Bissendorf  

vom 14. Januar 1982 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 111 Abs. 1 i. V. m. §§ 2 und 5 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576 - VORIS 20300 
-), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 
2023 (Nds. GVBl. S. 111) hat der Rat der Gemeinde Bissen-
dorf in seiner Sitzung am 14. Dezember 2023 folgende Sat-
zung beschlossen: 
 
 

§ 1  
Aufhebung der Satzung über die Abwälzung der 

Abwasserabgabe der Gemeinde Bissendorf  
 
Die Satzung über die Abwälzung der Abwasserabgabe der 
Gemeinde Bissendorf vom 14. Januar 1982 wird aufgehoben. 
 
 

§ 2  
Inkrafttreten 

 
Diese Aufhebungssatzung tritt mit dem Tage der Bekanntma-
chung im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück in Kraft. 
 
 
Bissendorf, den 15. Dezember 2023 
 

 
Gemeinde Bissendorf 

Der Bürgermeister 
(Siegel)                         Guido Halfter 
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28. Satzung  
zur Änderung der Satzung  

der Gemeinde Glandorf  
über die Erhebung der Abgaben 

 für die Abwasserbeseitigung 
der Gemeinde Glandorf 

 
Abwasserbeseitigungsabgabensatzung 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 und 
aufgrund des Niedersächsischen Kommunalabgabengeset-
zes (NKAG) vom 23.01.2007 hat der Rat der Gemeinde Glan-

dorf in seiner Sitzung am 19.12.2023 folgende Änderungssat-
zung beschlossen: 
 

 
Artikel I 

 
Die Satzung über die Erhebung der Abgaben für die Abwas-
serbeseitigung der Gemeinde Glandorf (AGS) vom 
16.02.1993 (Amtsblatt des Landkreises Osnabrück, Nr. 7 vom 
31.03.1993, Seite 61, lfd. Nr. B 71), zuletzt geändert durch die 
27. Änderungssatzung vom 30.12.2022 (Amtsblatt des Land-
kreises Osnabrück, Nr. 4 vom 28.02.2023), wird wie folgt ge-
ändert: 
 
§ 15 – Gebührensätze - erhält folgende Fassung: 
 
     „Die Abwassergebühr beträgt für die 
 
     a)   Schmutzwasserentsorgung          3,96 EUR/m³ 
 

 
Artikel II 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
Glandorf, den 29.12.2023 
 
 

Gemeinde Glandorf 
(Siegel)                              Dimek 

Bürgermeister 
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17. Satzung  
zur Änderung Satzung der Gemeinde Glandorf 

über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren  
für die öffentliche Wasserversorgung  

der Gemeinde Glandorf 
 

Wasserabgabensatzung 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 11 und 58 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.10.2010 und 
aufgrund des Niedersächsischen Kommunalabgabengeset-
zes (NKAG) vom 23.01.2007 hat der Rat der Gemeinde Glan-
dorf in seiner Sitzung am 19.12.2023 folgende Änderungssat-
zung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren 
für die öffentliche Wasserversorgung der Gemeinde Glandorf 
vom 16.02.1993 (Amtsblatt des Landkreises Osnabrück vom 
31.03.1993, Seite 65, lfd. Nr. B 72) zuletzt geändert durch die 
16. Änderungssatzung vom 30.12.2022 (Amtsblatt des Land-
kreises Osnabrück, Nr. 4 vom 28.02.2023), wird wie folgt ge-
ändert: 
 
 
§ 15 – Gebührensatz – erhält folgende Fassung: 
 
Für die Benutzung der Wasserversorgungsanlage wird eine 
Gebühr in Höhe von  1,48 EUR/m³ erhoben. 
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Artikel II 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
Glandorf, den 29.12.2023 
 
 

Gemeinde Glandorf 
(Siegel)                             Dimek 

Bürgermeister 
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